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Änderungsantrag zu PB.L-01

Von Zeile 439 bis 443:
Schiene und Wasserstraßen im Hinblick auf die Erreichung der Klimaziele neu bewertet
wird. Die anstehende Überprüfung des aktuellen Bundesverkehrswegeplans werden
wir nutzen, um nicht planfestgestellte Straßenneubauprojekte, insbesondere
Autobahnabschnitte, noch einmal auf den Prüfstand zu stellen und mit einem Klima-
und Umweltcheck neu zu bewerten. 850 km neue Autobahnen in Deutschland?!
Maxime für den Bau neuer Infrastruktur ist für uns als Bündnis90/Die Grünen die 1,5
Grad-Grenze, das Klimagesetz und somit klimagerechte Mobilität. Grundsätzlich ist
deshalb der Erhalt von Straßeninfrastruktur Straßenneubauprojekten vorzuziehen.
Die anstehende Bedarfsplanprüfung zum Fernstraßenausbaugesetz (FStrAG) muss für
alle Straßenbauprojekte, insbesondere Autobahnabschnitte, zu einer neuen Bewertung
mit einem verschärften Klima- und Umweltcheck führen. Gleiches gilt für die
Konzeption des künftigen Bundesverkehrswegeplans (BVWP) und alle daraus
folgenden Gesetze. Dazu müssen bisher angelegte Maßstäbe und gesetzliche
Grundlagen hinterfragt und angepasst werden. Dabei gilt es aktuelle wissenschaftliche
Erkenntnisse und Prognosen sowie verkehrliche Alternativen einzubeziehen. Dieser
Klima- und Umweltcheck berücksichtigt eine umfassende CO2/O2-Bilanz. So wird den

natürlichen Ressourcen (Wald, Wasser, Boden, Moor, Luft) ein höherer Wert
zugeschrieben und „Graue Energie“ (z.B. in Baustoffen, Transport, etc.) berücksichtigt.
Bei bereits planfestgestellten oder gestarteten Projekten wie der A49 in Hessen, der
A20, A14 und A39 ist ein sofortiger (Bau)Stopp notwendig bis ein die Klimakrise
berücksichtigender Kosten-Nutzen-Umwelt-Abgleich durchgeführt wurde. Dies ist
unumgänglich, wenn die Baumaßnahme unter der aktuellen Gesetzeslage nicht mehr
genehmigungsfähig wäre oder in geschützte Bereiche (z.B. Flora-Fauna-Habitate,
Wasserschutzgebiete, etc.) eingegriffen wird. So würdigen wir auch das Engagement
der Bürgerinitiativen und Aktivisten vor Ort. Ökologische Aspekte - einschließlich der
Klimaauswirkungen - müssen umgehend und in allen Fällen vorrangig berücksichtigt
werden.

Begründung

Dieser Antrag basiert auf dem Grünen Grundkonsens einer klimagerechten
Verkehrswende, die beispielsweise im Antrag der Grünen Bundestagsfraktion vom
15.09.2020 „Weiterbau der A49 stoppen, ÖPP-Verträge kündigen“ gefordert wurde:

„Um die Klimaziele zu erreichen, ist eine Verkehrswende mit einer Verlagerung von
Auto- und Lkw-Verkehr auf die Schiene unabdingbar. Der im Jahr 2016 beschlossene
Bundesverkehrswegeplan der Fraktionen der CDU/CSU und SPD weist in die entge­‐
gengesetzte Richtung. Mit seinem hohen Anteil an Straßenneubauprojekten ist er völ­‐
lig ungeeignet, um einen Beitrag zur Lösung der Klimakrise zu leisten.“

http://dipbt.bundestag.de/extrakt/ba/WP19/2670/267028.html

Aufgrund der Klimakrise hat sich Vieles rasant verändert. Was im Zentrum des in den
geltenden Plänen für den Straßenbau behaupteten "öffentlichen Interesses" steht,
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muss deshalb völlig neu interpretiert und bewertet werden. So stehen Wald und
Wasser, Moor und Ackerboden, Luft und Artenvielfalt und der Klimaschutz inzwischen
deutlich gewichtiger den von den derzeit regierenden Parteien geprägten rein
wirtschaftlichen Argumenten gegenüber. Natürliche Ressourcen müssen geschützt
werden und einen eigenen Wert bekommen. Veraltete, überholte und klimafeindliche
Bedarfspläne und die diesen zugrunde liegenden Kriterien, Maßstäbe und Gesetze
müssen dringend auf den Prüfstand kommen. Dabei müssen die EU-Richtlinien
gewahrt und Alternativen gesucht und neu bewertet werden. Kurz: Wir fordern deshalb
nicht nur die Überprüfung des geltenden Bundesverkehrswegeplans, sondern eine
grundlegende Neuorientierung der Verkehrsplanung mit einer klaren Priorisierung des
Umwelt-, Klima- und Bevölkerungsschutzes.

Denn der Bundesverkehrswegeplan 2030 gefährdet sogar viele geltende Umweltziele
der Bundesregierung, worauf der NABU bereits im September 2016 hingewiesen hat: 
"Käme der Plan so durch, würden 170 Natura-2000-Gebiete durch den Straßenbau
erheblich beeinträchtigt, 250 noch unzerschnittene Großräume und bundesweite
Achsen würden zerstört. Auch die Auswirkungen auf den Flächenverbrauch
widersprechen den Zielen der Bundesregierung, denn mit der Umsetzung des Plans
müssten täglich drei Hektar Flächen zusätzlich verbraucht werden." Auch das
Umweltbundesamt schreibt, dass der BVWP elf der zwölf im eigenen Umweltbericht
gesetzten Ziele verfehlt: https://www.umweltbundesamt.de/presse/pressemitteilungen/
bundesverkehrswegeplan-besteht-eigene
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